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Deutſcher Reichstag. 
25. Sitzung vom 8. April. 

Bräfdent Graf Arnim Bolten burg 
eröffnet die Sitzung um 12½/ Uhr mit geſchäftlichen 
Mittheilungen. 
Am Tiſche des Bundesraths: Dr. v. Schelling 
und mehrere Kommifjarien. 

Tagesordnung: 

J. Dritte Berathung über die tulſerlche Ver⸗ 
ordnung vom 28. September 1879 betreffend die 
Begründung der Reviſton in bürgerlichen Rechts, 
ſtreitigkeiten. 

Die Verordnung wird in ihren erſten zwei Pa⸗ 
ragraphen genehmigt. 

Gegen 8 3, „Die Reviſton kann nicht geſtützt 
werden auf die Verletzung von Geſetzen des Lehns⸗ 
rechts“, — erklären ſich die Abgg. r. Windt⸗ 
bor ſt und Dr. Lasker, Erſterer im Intereſſe 
des großen Grundbeſitzes, Letzterer im Intereſſe der 
Rechtseinheit. Abg. Windthorſt beantragt deshalb 
die Streichung dieſes Paragraphen 

Staatsſekretär Dr. v. Schelling bittet, 
der Verordnung in allen ihren Theilen zuzuſtim⸗ 
men. Die Verhältniſſe des Großgrundbeſitzes ſtän⸗ 
Ber 2 Oberlandesgerichten näher als dem Reichs⸗ 

Der $ 3 wird hierauf mit großer Majorität 
abgelehnt, die übrigen Paragraphen dagegen ge⸗ 
nehmigt. g 

H. Berathung des Berichts der Reichsſchulden⸗ 
Kommiſſion über die Verwaltung u. des Schulden⸗ 
weſens, d. des Reichs -Invalidenfonds, e. des 


. — d. des . — We des 
ö e, c. über 


rechtlichen Beſtimmungen erweitert worden ſei. Es 
ſei gewiß gut, daß der noch niemals aus dem Volks 
bewußtſein entſchwundene Begriff „Wucher“ wieder 
in das Geſetz hinemkomme. In dem Volke hat det 
Schwie⸗ 
rig aber iſt es, den Beweis des Wuchers zu er⸗ 
bringen. Es iR vorgeſchlagen, im 8 302 u den 
Charakter des Wuchers zu fixiren, aber ich glaube 


Begriff des Wuchere wohl immer exiſtirt. 


doch, daß er eine große Dehnbarkeit zuläßt. Ich 
halte es nicht für möglich, den Wucher genau feſt⸗ 


zuſtellen, zu begrenzen, ohre daß man auf ein Zins- 
Durch dieſen 8 302 wird 
dem Richter ein Spielraum gelaſſen, wie er ſonſt, 
glaube ich, in keinem andern Falle auf dem Ge⸗ 
biete des Strafrechts zugegeben wird. Hier wird 


maximum zurückkommt. 


es dem Richter überlaſſen, den Begriff des Wuchers 
feſtzuſtellen. Dies iſt aber nicht Aufgabe des Rich 
ters, ſondern die unſrige. 


reichlſchen Monarchie in Kraft getreten iſt, den Be⸗ 
griff der Unerfahrenheit, des Leichtſinns, der Noth⸗ 
lage, ſaͤmmtlich Begriffe, die meines Erachtens nicht 
genügend feſtſtehen, um daran civilrechtliche Folge 
rungen knüpfen zu können. Es kann doch Nie 
mand feſtſtellen, 
fußes von 6 oder 7 Prozent ein Wucher iſt oder 


nicht und ob er in allen Fällen ſtrafbar iſt. Dieſe 


Gefahr ſchließt eine weitere in ſich, daß der Richter 
aus Sorge, in dieſes Extrem zu verfallen, vielleicht 
zu milde urtheilt und den eigentlichen Wucher gar 
nicht beſtraft. Man kann nun vielleicht glauben, 
daß ſich mit der Zeit eine Judicatur heraus bilden 


werde, wenn verſchiedene Kollegien entſchieden haben. 


Allein die Jupicatur wird auch nicht genügen, um 


Einziehung] den Wucher zu begrenzen. Es iſt an uns, dieſ⸗ 


? bg Rickert — 3 Die e der 


Vorlage an die Rechnungskommiſſton. Er empfiehlt 
zugleich der Kommiſſion, näher zu prüfen, inwieweit 
die Ueberſchüſſe aus dem Invalidenfonds anderweit 
Verwendung finden können. 

Geh. Rath Burghard erklärt, daß die 
Regierung ſich gegen eine weitere Belaſtung des 
Reichs-Invalidenfonds ausſprechen müſſe. 

8 Der Bericht geht hierauf an die Rechnungs⸗ 
Kommiſſlon. 
, Erſte Berathung des Wuchergeſetzes. 

Staate ſekretar D ». Schelling leitet die 
Debatte in längerem Vortrage ein, indem er aus⸗ 
führt, daß die freie Vereinbarung des Zinsfußes 
von dieſem Geſetze unberührt bleibe. Dieſelbe richte 
ſich nur gegen den gemeingefährlichen Mißbrauch 
bei Feſtſtellung des Zinsfußes, deren Aechtung zwar 
im Geſetze, nicht aber im Volksmund geſchwunden 
je, Es gebe zwar Viele, welche glauben, daß es 
uberhaupt nicht möglich ſei, dem Wucher beizukom⸗ 
men; ſie können dem Staate keinen anderen Rath 
geben, - als den, er müſſe mit verſchränkten Ar⸗ 
men dem wucheriſchen Treiben zuſehen. Dieſe An- 
ſchauungen ſeien hervorgegangen aus der Unzuläng⸗ 
lichkeit der früheren Geſetzgebung. Der Wucher 
verſteht es, ſich in eine Rüſtung zu kleiden, von der 
alle ſonſtigen Angriffe abprallen müßten. Abhülfe 
ſet nur anf dem Wege der Strafgeſetze zu ſchaffen. 
Der etpiſche Begriff habe ſtets im Strafgeſetzbuche 
eine Stelle gefunden, und wenn auch Diejenigen, 
welche ſich von dieſer Vorlagt einen nennenswerthen 
Erfolg nicht verſprechen, der Wahrheit vielleicht am 
nächſten kommen, jo könne er dieſen doch nur zu⸗ 
fimmen, wenn man die Wirkſamkeit des Strafge⸗ 
ſetzts nur nach ſtatiſtiſchen Zahlen berechnen wollte. 
Die ziffermäßigen Ergebniſſe dieſes Geſetzes würden 
allerdings ſehr geringe ſein. Aber ſchon die Schlie⸗ 
ßung der Kluft zwiſchen Volksbewußtſein und Straf⸗ 
geſetz ſei als ein — — — Saraditen. Auch 


0 vor de Shag ie icht mehr zurückſchrech 
e m Strafgejepe nicht mehr zurü 
für einen 220 den ne 


ß, daß die Regierung an dieſe ſchwierige A 
de ohne Vorurtbeil und mit dem Vertrauen h 
getreten jet, daß, nachdem der erſte Impuls 
tze vom Reichstage ausgegangen, ihr 

zum Asch des Geſetzes die Wirkſamkelt des 
Reichstages nicht fehlen werde. 

Abg. Graf v. Bismarck anerkennt den 
Geſetzentwurf als eine höchſt dankenswerthe Vor⸗ 
lage, die, auf den Beſchlüſſen der vorjährigen Kom ⸗ 
miſſion beruhend, die letzteren noch weſentlich ver⸗ 
beſſert und namentlich durch die Aufnahme der civil⸗ 


Zuſtänden * Redner verſichert if 


Schuges. 


9 Grenze feſtzuſtellen. Es muß eine Schranke im 
Zinefuß geſetzt werden, und ich möchte deshalb dar- 


auf antragen, eine Beſtimmung aufzunehmen, welche 
die Beſchränkung auf 12—15 pCt. feſtſetzt. Eine 
weitere Feſtſtellung könnte ja der Kommiſſionsbera⸗ 
thung einſtweilen vorbehalten bleiben. Ferner 
möchte ich, daß die Kaufleute aus rücklich in dieſe 
Vorlage aufgenommen werden. 
ſehr häufig in eine Nothlage und bedürfen des 
Ich bitte Sie, die Vorlage an eine 
Kommi ſion ven 14 Mitgliedern zu verweiſen. Ich 
will nur noch erklären, daß ich mit meinen Aeufe- 
rungen nur meine eigene Anſicht vertrete und nicht 
im Namen meiner Fraktion geſprochen habt, und 
daß ich mit ihr nur darin einig bin, daß die Vor⸗ 
lage an eine Kommiſſion verwieſen werde. (Beifall.) 


Abg. D. Reichenſperger (Olpe): Dem 
Bundesrathe iſt die Erkenntniß, daß das hier ge⸗ 
meinte Uebel ein gemeingefährliches iſt, etwas ſpät 
gekommen. Die Vorlage hat aber einen entſchtede⸗ 
nen Vorzug vor den früheren, und ein großes Ver ⸗ 
dienſt iſt, bereits hier das Prinzip der Strafbarkeit 
proklamirt zu haben. Den Klippen, die dieſe Ma⸗ 
terie mit ich bringt, hat man, das erkenne ich gern 
an, nur auf dem von dem Vorredner bezeichneten 
Wett ausweichen können. Daß man jeßt in man- 


chen Kreiſen hier 10 Prozent, dort gar 6 Prozent 
als Maximalzinsgrenze für ausreichend hält, das 
miſſariſche Berathung in dieſem Jahre nicht von 


beweiſt, daß man doch an der Richtigkeit des Satzes: 
„Geld iſt Waare!“ ſchon zu zweifeln anfängt. In 
örankreich beſteht ſchon ſeit 70 Jahren das Zins 
maximum von 6 Prozent, und man hört von kei⸗ 
ner Seite Klagen darüber. In den meiſten und 
in den größeren Staaten, wie z. B. in Nordame⸗ 
rika, beſteht ein geſetzliches Zinsmaximum, nur mit 
dem Unterſchiede, daß man in dem einen Lande 6 
Prozent in dem anderen 10 Prozent als höchſte 
Zinsgrenze zuläßt. Alle, welche gegen die Wucher ⸗ 
beſchränkung geſchrieben und geſchrochen, waren 
offenbar von einem Vorurtheil befangen. Der 
Richter ſoll nun aber feſtſtellen, wie viel der Dar⸗ 
Kreiſe, | leider nehmen darf, ohne ſtraffällig zu werden. Er 
wird da jedenfalls einen nach der Lage ſeines Wohn⸗ 
ortes ihm angemeſſenen Zinsfuß annehmen, und der 
Richterſtand eines und deſſelben Landes wird daher 
nicht zu überetnſtimmenden Anſchauungen in Betreff 
des Wuchers kommen, wenn wir die Strafbarkeit 
nicht geſetzlich ſixiren und regeln. Es werden dann 
noch Hunderte von Wucherfällen vorkommen, die 
ungeſtraft bleiben. An und für ſich iſt es Prinzip 
der Vorlage, daß ein ſolcher Zuſtand von vornher⸗ 
ein beſeitigt werde. Der Geldmann hat ja nach 
dieſem Geſetze ſein Geld nicht zinslos hingegeben, 
er hat es verwerthet, nur zu geſetzlichen Zinſen. 
Es mögen einige Härten in dieſem Geſetze ſein; 


aber es ſollen damit ja auch Viele vom Wucher 


Die Vorlage benutzt 
ſtatt deſſen den Begriff, wie er auch in der öſter⸗ 


ob das Ueberſchreiten des Zins⸗ 


Auch ſie kommen 


fen, dem Arme der Wucherer entreißt. 


abgejchredt werden — alſo auch ein heilſames 
Prinzip. Wenn das Geſetz wirkſam ſein ſoll, fo 
muß es ſtrenge Begrenzungen einführen. 

Abg. Dr. Schulze ⸗Delitzſch: Laſſen 
Sie mich ganz kurz die eigentlichen Bedenken her⸗ 
vorheben, die noch, wie ich meine, auf ein mög- 
lichſtes Minimum reducirt werden müſſen. Da iſt 
zuerſt die ungeheure wirthſchaftliche Schwierigkeit, 
die die Einſchränkung des Kredits mit ſich bringt, 
wenn wir alles Kreditgeben über geſetzliche Zinſen 
hinaus ſtrafbar ſein laſſen wollen, und ich denke, 
es wird dies einer der Punkte ſein, die wir durch 
Amendements noch mildern oder beſeitigen müſſen. 
Jetzt iſt in der Vorlage die Einſchränkung des 
Zinsfußes von der Beſchränkung der Wechſelfähig⸗ 
keit getrennt. Wäre letztere noch vorhanden, ſo 
glaube ich, würde dies den größten Theil des Hau⸗ 
ſes abhalten, für die Vorlage zu ſtimmen. Sie 
würde den geſammten wirthſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
verkehr auf's Aeußerſte ſtören. Die Herren, die 
hier auch der Beſchränkung der Wechſelfähigkeit 
das Wort reden, machen ſich nur Eins nicht klar: 
den furchtbaren wirthſchaftlichen Nothſtand, der 
eben dem Wucher in die Arme treibt. Hier ſteht 
der Mann, — er muß Geld haben, ſeine wirth⸗ 
ſchaftliche Exiſtenz iſt ſonſt vernichtet. Er iſt in 
Noth. Er muß dem Wucherer in die Hände fal- 
len. Schärfen Sie das Kriterium des Wuchers, 
fo ſchärfen Sie auch die wirthſchaftliche Noth. 
Es giebt nur eine Hülfe im Volksleben, das iſt 
der Kredit. Sie kennen ja die Syſteme unſerer 
Kreditinſtitute, der Genoſſenſchaften der Induſtrie, 
der induſtrieuen Gewerbe, die Syſteme, die für die 
kleinen Landwirthe Kredit beſchaffen. Sie haben 
ziemlich bedeutende Reſultate erzielt. Die Zahl der 
auf Kredit begründeten Genoſſenſchaften, im vorigen 
Jahre bereits 87,000 an der Zahl, hat bis jetzt be- 
reits Kredite in Höhe von 14,076 Millionen gewährt. 
Daß ohne dieſe Genoſſenſchaften viele Geſchäͤͤftsleute 
dem Wucher anheimgefallen wären, das läßt ſſch 
doch ſchwer in Abrede ſtellen. Und da dieſelbe 
Erſcheinung, dieſelbe wirthſchaftliche Noth in allen 
Landestheilen herrſcht, ſo werden Sie wohl zuge⸗ 
ſtehen müſſen, daß man eine Beſſerung in dieſer 
Richtung durch Staatsgeſetze nicht erreicht. Sor⸗ 
gen wir aber dafür, daß die ſoliden Grundlagen 


des Kredits nach und nach allmälig ſteigen, und 


hierin ein entſchieden fittliches Moment Platz greift. 
Um aber zu dieſem Ziele zu gelangen, um den 


Wucher nach und nach ganz abzuſchaffen, müſſen] um 


wir auf dem Gebiete des Genoſſenſchaftsweſens 
noch bedeutend mehr arbeiten als bisher. — Nun 
habe ich noch kurz auseinanderzuſetzen, warum meine 
Freunde und ich durchaus nicht geſonnen ſind, gegen 
die Vorlage zu ſtimmen. So ſehr wir überzeugt 
ſind, daß wir der Noth mit dieſem Geſetze auf dem 
Wege der Strafe nicht abhelfen, ſo bezeichnen wit 


doch im Allgemeinen den Wucherer als ſittlich ver⸗ 


worfenen Menſchen, und die Annahme der Vorlage 
wird wenigſtens im Gefolge haben die Einſchrän⸗ 
kung des wirthſchaftlichen Leidens des Wucher⸗ 
weſens und in dieſem Sinne begrüßen wir das 
Geſez mit Freuden. Wir halten auch eine kom⸗ 


Neuem für nothwendig, wir können ruhig fort⸗ 
fahren, die Vorlage im Plenum des Hauſes weiter 
zu berathen und etwaige Aenderungen im Hauſe zu 
beantragen. 


Abg. v. Kleiſt⸗Retzow: Der verehrte 


Herr Vorredner hat als Hauptzweck des Geſetzes an- 


erkannt, daß es Diejenigen, die des Kredits bebür- 
Er wird 
aber zugeben müſſen, daß dies ohne ein ſolches Ge⸗ 
ſetz nicht möglich if. Die Vorlage ſoll doch dem 
ſittlichen Standpunkt Rechnung tragen, ſoll einem 
tief im Volke empfundenen Uebel abhelfen, jo ab- 
helfen, daß es womöglich gar nicht ur Anwendung 
des Strafgeſetzbuches kommt. Ob dieſer oder jener 
Zins fuß angenommen wird, iſt für den Richter ganz 
gleichgültig, aber nicht für diejenigen Leute, die 
Geld haben müſſen und 50 pCt. dafür zu zahlen 
genöthigt find. Die Abſicht der Regierung iſt, der 
tiefen Unſittlichkeit entgegenzuarbeiten, die darin be- 
ruht, daß man den Schwachen, Hülfsbedürftigen in 
einer Weiſe ausbeutet, die ihn vollends ruinirt, 
und wir müſſen der Regierung unſern Dank dafür 
ausſprechen, daß fie endlich den aus allen Thellen 
des Landes erſchallenden Klagen und Beſchwerden 
nachgegeben hat. (Redner verlieſt die vom Finanz- 
miniſter im preußiſchen Abgeordneten hauſe abgegebene 
Erklärung über die vom Wucher ausgebeuteten Notb- 


leidenden in Oberſchleſten.) Die Zwangsveräuße ? 
rung des Beſitzthums kleiner ländlicher Beſitzer durch 
notoriſche Wucherer nimmt von Jahr zu Jahr in 
erſchreckender Weiſe zu; auch in anderer Weiſe wer⸗ 
den die kleinen Landwirthe durch die Wucherer aus- 
gebeutet, ſo daß in kurzer Zeit der Wohlſtand ganzer 
Bezirke zu Grunde gegangen iſt. Man empfindet 
mit vollem Recht das frühere Raubritterthum als 
einen Nothſtand, man ſchafft mit vollem Recht die 
Leibeigenſchaft ab, man ſchränkt ja ſelbſt die könig 
liche Macht ein, aber die weit gefährlichere Macht 
des jeder Kontrolle entbehrenden Geldkapitals läßt 
man ohne Schranken, ſtellt fie alſo höher als die 
königliche Macht. (Beifall.) M. H.! Das Ge 
ſetz muß in dieſem Jahre zu Stande kommen, denn 
das Volk würde es nicht verſtehen, wenn die "Bor 
lage wieder wegen geringfügiger Kleinigkeiten liegen 
bliebe. Ich bitte auch, die Vorlage nicht an eine 
Kommiſſion zu verweiſen, denn in dieſe würden 
lauter homines novi gewählt werden, von denen 
Jeder ſeine kleinen Beſchwerden mitbrächte und weit⸗ 
läufig erörterte. Sollte indeß eine Kommiſſions⸗ 
berathung in den Wünſchen des Hauſes liegen und 
die Kommiſſion ihre Arbeit nicht verzögern, dann 
würde ich mich dem auch nicht widerſetzen. (Beifall 
rechts.) 

Die Diskuſſion ſchließt hierauf. 

Da die Abſtimmung, ob Kommiſſtons⸗ oder 
Plenarberathung, zweifelhaft bleibt, jo muß zur itio 
in partes geſchritten werden. Die Abſtimmung er⸗ 
giebt 113 gegen, 83 Mitglieder für Verweiſung der 
Vorlage an eine Kommiſſion. Es find ſomit nur 
196 Miigliever anweſend, fo daß das Haus nicht 
keſchlußfählg if. 

Der Präſident ſetzt die nächſte Sitzung 
auf morgen, Freitag, 11 Uhr au und auf die 
Tagesordnung die zweite Leſung des Reichsmilitär⸗ 
geſetzes. 

Nachdem Abg. Lasker fi gegen die Tages 
ordnung erklärt, bittet Abg. Windthorſt den 
Präſidenten, bei ſeiner Feſtſetzung zu bleiben, daneben 
aber auch noch die heute reſultatlos gebliebene Ab⸗ 
ſtimmung über das Wuchergeſetz auf die Tagesord⸗ 
nung zu ſetzen. 

(Der Präſident erklärt ſich damit 
ſtanden.) 

Nachdem auch noch der Abg. v. Hellderf⸗ 
Bedra namens ſeiner Freunde dem Präfidenten 
feine Zuſtimmung ausgeſprochen, ſchließt die Sitzung 
4 Uhr. 


einder · 


Deutſchland. 

** Berlin, 8. April. Ein hleſiges Börſen⸗ 
blatt theilt mit, die preußiſche Regierung gehe mit 
dem Plane um, zur jetzt beſtehenden Stempelgeſetz⸗ 
gebung, deren Reformbedürftigkeit der Finanzminiſter 
bekanntlich im Abgeordnetenhauſe während des letz ⸗ 
ten Winters auf's Neue betont bat, eine Novelle 
behufs Herabſetzung des Immobiliar⸗Kaufſtempels 
und des Auflaſſungsſtempels zu erlaſſen, jedoch in 
der Abſicht, nach Emanation des deutſchen bürger ⸗ 
lichen Geſetzbuches an Stelle der im deutſchen Reich 
beſtehenden Stempelſteuergeſetze, welche die verſchie⸗ 
denen Rechtsgeſchäfte nach ungleichen Prinzipien 
treffen, namentlich den Grundbeſitz ungleichmäßig 
belaſten, ein Reichsgeſetz in Antrag zu bringen, 
Nach eingezogener Erkundigung kann ich verſtchern, 
daß in Tompetenten Kreiſen von dem letzteren Plane 
nichts bekannt iſt. Richtig iſt allerdings, daß eim 
Novelle zu dem preußiſchen Stempelgeſetz ausgear⸗ 
beitet wird, aber dieſe bezieht ſich nicht auf Herab⸗ 
ſetzung des Immobillar Kaufſtempels oder des Kir 
laſſungsſtempels. 

Dem im Jahre 1860 von dem Grafen Abal⸗ 
bert von der Recke-Volmarſtein gegründeten deut⸗ 
ſchen Samariter-Ordensſtifte zu Creſchnitz in Schle⸗ 
ſien, Kreis Milltſch, welches in ſeiner weiteren Ent 
wickelung auch die Kranken- und Siechen⸗Pflege, 
ſowie die Aue bildung von Diakoniſſen in den Ber : 
reich ſeiner Wirkſamkeit gezogen hat und jetzt mit 
circa 40 Krankenbetten ausgeſtattet % hat der Mi⸗ 
niſter des Innern zur Aufbeſſerung ſeiner ſtark in 
Anſpruch genommenen Mittel mit allerhöchſter Er⸗ 
mächtigung eine im Herbſt d. Is. abzuhaltende 
Hauskollekte in den evangeliſchen Haushaltungen 
ſaͤmmtlicher Provinzen der Monarchie bewilligt. 
Dieſe Stiftung hat ihre ſegensreiche Thätigkeit weit 
über Schleſien ausgedehnt. Der Miniſter, indem 
er dieſes in einem Erlaß den Ober⸗Präſidenten mit⸗ 
theilt, veranlaßt dieſelben, dafür Sorge zu tragen, 
daß der Kollekte keine Hinderniſſe in den Weg be. 
legt werden. 


Berlin, 8. Ayril. Se. Majeftät der Kafſer ſtändlich nicht berührt. Dieſem Grundſaß wied 
und König bat durch nachſtehende Allerhöchſte Ordre 


das Entlaſſungsgeſuch des Reichskanzlers beant⸗ 
wortet: > £ 

Auf Ihr Geſuch vom 6. d. M. erwidere Ich 
Ihnen, daß Ich die Schwierigkeiten gar nicht ver⸗ 
kenne, in welche ein Konflikt der Pflichten, welche 
Ihnen die Reichsverfaſſung auferlegt, Sie mit der 
Ihnen obliegenden Verantwortlichkeit bringen kann, 
daß Ich Mich aber dadurch nicht bewogen finde, 
Sie Ihres Amtes um deshalb zu entheben, weil 
Sie glauben, der Ihnen durch die Artikel 16 und 
17 der Reichsverfaſſung zugewieſenen Aufgabe in 
einem beſtimmten Falle nicht entſprechen zu können. 
Ich muß Ihnen vielmehr überlaſſen, bei Mir und 
deim Bundesrathe diejenigen Anträge zu ſtellen, 
welche eine verfaſſungsmäßige Löſung eines der⸗ 
artigen Konfliktes der Pflichten herbeizuführen ge⸗ 
eignet ſind. 

Berlin, den T. April 1880. 
(gez.) Wilhelm. 

An den Reichskanzler Fürſten v. Bismarck. 


— Den Motiven, welche dem ereits mitge⸗ 
teilten Geſetzentwurfe betreffend die Küſtenfracht⸗ 
fahrt beigegeben find, entnehmen wir folgende Aus. 

führungen: 

Die Kompelenz der Reichsgeſetzgebung ſteht 
nach der Reichsverfaſſung Artikel 4 Nr. 1, 2, 7 
und Artikel 54 außer Zweifel. 

Die reichsgeſetzliche Regelung des Gegenſtandes 
würde in dreifacher Weiſe erfolgen können : entwe⸗ 
der wird die Küſtenſchifffahrt in ihrem ganzen Um⸗ 
fange Jedermann, Fremden wie Einheimiſchen, frei⸗ 
gegeben, oder das Recht der Küſtenfrachtfahrt wird 
nur denjenigen fremden Staaten eingeräumt, welche 
daſſelbe Recht den deutſchen Schiffen zugeſtehen, 
oder dieſes Recht bleibt der inländiſchen Flagge vor⸗ 
behalten und wird Ausländern nur unter beſonderen 
Umſtänden gewährt. 

Der vorliegende Geſetzentwurf hat ſich unter 
dieſen drei Möglichkeiten für die letzte als diejenige 
entſchieden, welche der deutſchen Schifffahrt die meiſten 
Vortheile in Ausſicht ſtellt. 

Die unterſchiedsloſe Freigebung der Küſten⸗ 
frachtfahrt an alle fremden Nationen iſt in der 
Tradition, wenigſtens Preußens, nicht begründet. 
Auch der Umſtand, daß in dem größeren Theile 
des deutſchen Küſtengebietes die Küſtenſchifffahrt bis⸗ 
her allen Fremden offen ſtand, rechtfertigt es nicht, 
dieſes Verhältniß nunmehr als allgemeine Regel für 
ganz Deutſchland anzunehmen. Denn es iſt zu 
berückſichtigen, daß der gegenwärtige Rechtszuſtand 
aus der Zeit vor der Gründung des norddeutſchen 
Bundes ſtammt, und daß damals die deutſchen See⸗ 
ſtaaten mit Ausnahme Preußens wegen der Klein- 
heit ihrer Küſtengebiete zumeiſt gar nicht in der 
Lage waren, das Recht der Küſtenſchifffahrt ihren 
eigenen Schiffen vorzubehalten. Dies hat ſich voll⸗ 
Röndig geändert, ſeitdem die deutſche Handelsmarine 
durch die Reichsverfaſſung für eine einheitliche er⸗ 
Härt und der deutſchen Schifffahrt der gemeinſame 
Schutz zugeſichert iſt. Nunmehr iſt dieſe Frage 
lediglich aus nationalem Geſichtspunkte zu betrach⸗ 
ten und den nationalen Intereſſen gemäß zu regeln. 
Der deutſche Küſtenhandel bedarf der bedingungs⸗ 
loſen Zulaſſung aller fremden Schiffe nicht, und 
das Reich würde fremden Staaten gegenüber, welche 
der Flagge die Gegenſeitigkeit vorenthalten, durch 
die unbedingte Freigebung der Küſtenfrachtfahrt eines 
wirkſamen Verhandlungsmittels ſich begeben, deſſen 
es bedarf, um der deutſchen Schifffahrt im Aus⸗ 
lande die ihr gebührende Berücksichtigung zu ver⸗ 
ſchaffen. 

Gewichtige Bedenken ſprechen aber auch da⸗ 
gegen, daß ſeitens des Reiches das Recht zum Be⸗ 
triebe der Küſtenſchifffahrt geſetzlich den Angehöri- 
gen aller derjenigen fremden Staaten eingeräumt 
werde, welche daſſelbe Recht den deutſchen Schiffen 
zugeſtehen. Dieſer Standpunkt der Reziprozttat hat 
da ſeine volle Berechtigung, wo auf beiden Seiten 
tzleiche Intereſſen einander gegenüberſtehen. Bei 
der Küſtenſchifffahrt trifft aber dieſe Vorausſetzung 
nicht überall zu. 


Um das Intereſſe des Reiches nach allen Rich 
tungen hin zu wahren, iſt es geboten, ein Recht 
auf Bethelligung an der Küſtenfrachtfahrt den 
Schiffen eines fremden Landes nur dann einzuräu- 
men, wenn eine ſolche Zulaſſung durch entſprechende 
Gegenleiftungen in dem Erbieten zur Reziprozität 
oder in anderen Vortheilen beſtehen ſollen, welche 
ſich Deutſchland im Vertragswege ausbedingt, dies 
kann nicht allgemein und für alle Fälle im Voraus 
durch das Geſetz entſchleden werden. Vielmehr 
hängt die Entſcheidung dieſer Frage in jedem ein⸗ 
kelnen Falle von der Beurtheilung der konkreten 
Berhältuiſſe ab. Durch geſetzliche Aufſtellung der 
Reziprozität als Bedingung der Zulaſſung fremder 
Schiffe zur Küſtenfrachtfahrt würde man den Spiel- 
raum, welcher bei Vertrags⸗Verhandlungen mit aus⸗ 
wärtigen Staaten gegeben ſein muß, enger begren- 
zen, als rathſam iſt. Deshalb iſt im vorllegenden 
Entwurf der dritte der obenbezeichneten Wege ein⸗ 
geſchlagen worden. 


1 beſtimmt den Begriff der Küſtenfrachtfahrt 
und stellt die Hegel feſt, daß zu derſelben nur 
deutſche Schiffe berechtigt find, während im $ 2 
etüe Abweichung von biefer Regel, fei es in Folge 
eines Staatsvertrages, ſel es im Verordnungs wege, 
geftüttet wird. Der letztere Weg würde im gege⸗ 
benen Falle ſolchen Staaten gegenüber zu wahlen 
ſein, in denen die Küſtenfrachtfahrt allen Flaggen, 
entweder unbedingt oder in der Vorausſetzung der 
Gegenſeitigkeit, geſetzlich geſtattet iſt. 

Die beſte henden Staatsverträge, welche dem 
Reich öder einzelnen Bundesſtaaten in Betreff der 
Küſtenſchifffahrt Verpflichtungen gegen fremde Mächte 
arten, werden durch das neue Geſetz ſelbſtver⸗ 


troffen werden können, wohl nur in beſonderen 


Beziehungen, ſoweit dieſelbe vor dem Eintritt der 
Wirkſamkeit des Geſetzes wünſchenswerth erſcheint, 


im $ 4 Ausdruck gegeben. \ 

Die Strafbeſtimmungen im $ 3 des Entwurfs 
beruhen auf der Erwägung, daß gegenüber einem 
Vergehen aus Eigennuß der Höchſtbetrag der Geld⸗ 
ſtrafe nicht zu niedrig beſtimmt werden darf, da der 
Richter auf Einziehung der unbefugt beförderten 
Güter oder des Schiffes, wodurch Unſchuldige ge⸗ 


Fällen erkennen wird. Dagegen wird für unbe⸗ 
deutende Fälle, in denen etwa nur ein kleines Packet 
unbefugt befördert iſt, die Möglichkeit offen zu laſſen 
ſein, auf das Minimum der Geldſtrafe herab⸗ 
zugehen. n 


Einführungsterm in in das Geſetz aufzunehmen, theils 
mit Rückſicht auf die weithin zerſtreuten Intereſſen, 
welche daſſelbe berührt, theils um für eine neue 
Regelung der in Frage kommenden auswärtigen 


die erforderliche Zeit zu gewinnen. U 

— Die Hortſchrittsfraktion hat im Reichstage 
drei Anträge eingebracht. Der eine Antrag, von 
dem Abg. Eugen Richter gezeichnet, lautet: „Der 
Reichstag wolle beſchließen: zu erklären, daß er eine 
weitere Erhöhung. der Tabakſteuer oder die Einfüh ⸗ 
rung des Tabakmonopols für wirthſchaftlich, finan- 
ziell und politiſch durchaus ungerechtfertigt erachtet.“ 
Der zweite Antrag geht von dem Abg. Klotz aus, 
derſelbe beſagt: „Der Reichstag wolle beſchließen: 
den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, baldthunlichſt 
Ermittelungen darüber anſtellen zu laſſen, inwieweit 
die neu eingeführten Gerichtskoſtentarife geeignet find, 
auf die Rechtspflege durch Vertheuerung ſtörend ein⸗ 
zuwirken, ſowie von dem Ergebniſſe dieſer Ermitte⸗ 
lungen dem Reichstage Kenntniß zu geben.“ Der 
dritte Antrag, wiederum vom Abg. Eugen Richtet 
gezeichnet, betrifft das Reichsmilitärgeſetz und um⸗ 
faßt folgende Punkte: 1) zu Artikel I. 8 1 Sat 
1: 6. dem erſten Abſatz folgende Faſſung zu geben: 
„Die Friedenspräſenzſtärke des Heeres an Mann⸗ 
ſchaften wird für die Zeit nach dem 1. April 1881 
durch den Reichs haus halteetat feſtgeſtellt; b. eventuell 
nach Annahme des 8 1 Satz 1 in vorſtehender 
Faſſung: „den Herrn Reichskanzler aufzufordern, 
dem Reichstage in der nächſten Seſſion einen Ge⸗ 
ſetzen wurf vorzulegen, wonach unter Abänderung 
des Artikels 59 der Reichsverfaſſung die Dienſt⸗ 
pflicht der Infanterie bei den Fahnen auf 2 Jahre 
beſchränkt wird.“ 2) Zu Artikel I. 8 1 Satz 2: 
Die Einjährig⸗Freiwilligen (ungefähr 7000 Mann) 
auf die Friedenspräſenzſtärke in Anrechnung zu brin⸗ 
gen, demnach in dieſem Sinne das Wort „nicht“ 
zu ſtreichen; 3) zu Artikel J. § 3 erſtes Alinen: 
Die Befreiung von Geiſtlichen nicht zuzulaſſen, 
demnach die Worte zu ſtreichen: „ſoweit dieſelben 
nicht auf Grund der Ordination oder der Prieſter⸗ 
weihe dem geiſtlichen Stande angehören; 4) zu Ar⸗ 
tikel I. 8 3 Nr. 1: hinter dem zweiten Satz: 
„wird durch den Reichshaushalts⸗Etat feſtgeſetzt“ 
folgenden Satz einzufügen: „Dieſe Zahl kommt 
nach Verhältniß des Jahresdurchſchnitts der Uebungs⸗ 
zeit fauf die Friedens-Präſenzſtärke (s 1) in An- 
rechnung.“ i 

— Aus Petersburg melden Berliner Tele⸗ 
gramme ganz Erſtaunliches über die Thätigkeit, di. 
Graf Loris-Melikoff bei der Nihiliſten⸗Suche ent⸗ 
faltet und über die Erfolge, die er erzielt. Geſtern 
wurde, jo telegraphirt man, die Frau jenes Cou⸗ 
riers des Domä nenminiſters-Adjunkten, des Fürſten 
Lieven, verhaftet. Der Courier ſelbſt iſt, wie man 
weiß, im Miniſterium vor einigen Tagen verhaftet 
worden, weil man ſeine intimen Beziehungen zu den 
Nihiliſten ermittelt hat. Die Frau dieſes Couriers 
nun, die angeblich ganz beſonders intime Beziehun 
gen zu irgend einer ſehr hochgeſtellten Perſönlichkeit 
unterhielt, hat, wie die Geheimpolizei plötzlich er- 
mittelt hat, im Verlaufe von acht Jahren ungefähr 
vierzehntauſend Päſſe für's Ausland gefälſcht und 
zwar zum groͤßeſten Theil für die Reiſen und für 
die Flucht von Nihiliſten ins Ausland beſtimmt. 
Zugleich hat die Polizei geflern eine Geheimkaſſe mit 
92,000 Rubeln beſchlagnahmt, in der man die 
eigentliche Haupt⸗ und Kriegskaſſe der Nihtliſten 
ſaiſirt zu haben glaubt. 


Provinzielles. N 

Stettin, 6. April. Die Auflöfüng der Kgl. 
General-Kommiſſton in Stargard und deren theil- 
weiſe Verlegung nach Bromberg iſt nunmehr auf 
den 1. April 1881 iu Ausſicht genommen. 

— Auf der Domäne Schildberg bei Soldin 
hat in voriger Woche die Kuh des dortigen Schä- 
fers 4 lebende Jerſenkälber von gleicher Farbe ge⸗ 
boren. Sämmtliche Kälber find faſt gleich gezeich⸗ 
net und differieen im Gewicht um ungefähr 1 
Pfund; das ſchwächſte wog 35 Pfd. und das 
ſtärkſte 36 Pfd. 1 

Der Käufer eines Hauſes, welcher nach 
dem Abſchluß des Kaufvertrages und der faktiſchen 
Uebernahme des Grundſtücks, jedoch noch vor der 
darauf erfolgenden Auflaſſung, bemerkt, daß das 
Haus am Schwamm oder einem ſonſtigen weſent⸗ 
lichen Fehler leide, und dennoch anſtandelos die 
Auflaſſung erfolgen läßt, begiebt ſich, nach einem 
Erkenntniß des Reichsgerichts, 1. Hülfsſenate, vom 
13. Januar 1880, im Geltungsbereiche des preu⸗ 
ßiſchen allgemeinen Landrechts ſeines Rechts auf 
Vergütung des Minderwerthes reſy. auf Ablehnung 
der Uebernahme des Haufſes. Der Käufer hat, 
wenn er die lebernahme des Hauſes ableh⸗ 
nen will, noch vor eder bei der Auflaſſung den 
Fehler zu rügen und zu erkennen zu geben, daß er 
Schadenerſaß beanſpruche. 

— Geſtern, Nachmittag ſtürzte bei ruhigſtem 
Wetter ein auf dem Marienplatz, gegenüber dem 


Hauſe Nr. 2, ſtehender Baum plößlich um und fiel 


Es empfiehlt ſich endlich, einen angemeſſenen f. 


quer über die Straße, wodurch die Paſſage für 


den Einwirkungen der Witterung uicht mehr wider 


ſtehen konnte. a 

— Der bekannte Bau an der grünen Wieſe 
in Grabow, gegenüber dem Liebreich'ſchen Grund⸗ 
ſtück, deſſen Fertigſtellung bereits vor 2 Jahren von 
der Polizei inhibirt war und der durch feine fait 
ſchlangenartige Vorderfront bei jedem Vorübergehen 
den ein mitleidiges Lächeln über moderne Baukunſt 
erregte, wird feit einigen Tagen abgebrochen, nach ⸗ 
dem wegen deſſelben lange Zeit ie geſchwebt, 
welche schließlich zu Ungunſten des Bauherrn aus⸗ 
elen. Le aa BE 2 > 3 
— ueber den dies jährigen Frühjahrs⸗Fiſchfang 
in unſerer Provinz entnehmen wir der „Deutſchen 
Fiſcherei⸗Zeitung“ Folgendes: Aus Stralſund wird 
geſchrieben, der Heringsfang ſei ſo ergiebig, daß der 
Fiſch bald nicht mehr zu verwerthen iſt. Der täg 
liche Ertrag hat circa 2— 3000 Wall von ſchöner 
Qualität. Aus Cröslin wird geſchrieben: „Der 
Heringsfang an der pommerſchen und rügenſchen 
Küſte iſt in dieſem Frühjahr ein guter, er wird 
viel in den Reuſen und auch auf Netzen gefangen, 
nur an der Uſedomer Küſte von Carlshagen bis 
nach Swinemünde wird faſt gar nichts erbeutet, 
fo daß die Carlshagener Fiſcher ſchon Netze ge⸗ 
pachtet haben, um im Greifswalder Bodden ſiſchen 
zu können. In unſerem Orte wird wieder viel 
Hering verſandt; es ſind hier täglich 5000 bis 
6000 Wall, am Oſterheiligen⸗Abend waren ſogar 
an 13,000 Wall hier am Orte. Viel ftiſcher 
Hering geht nach Berlin, oft an einem Tage an 
1500 Wall. Dort wird der Hering oft ebenfo 
billig verkauft, wie er bei uns gekauft iſt. Die 
Bücklinge und Bratheringe gehen in den bequemen 
Poſtcollis bis 5 Kilo über ganz Deutſchland. 
Manchmal hat unſere Fahrpoſt, die täglich zwei⸗ 
mal nach Wolgaſt geht, Beiwagen nöthig, um die 
Packete mit Bücklingen und Bratheringen fortzu⸗ 
ſchaffen. Auch die Bahnverwaltung in Wolgaſt 
hat ihre liebe Noth, die Waare zu expediren. Wir 
hatten angenommen, well die Bahn an den Staat 
übergegangen, würde die Beförderung nun eine 
beſſere werden. Das iſt aber nicht der Fall. Die 
Waare, welche am Nachmittage angefahren iſt und 
die noch hätte befördert werden ſollen, bleibt oft 
über Nacht ſtehen. Dieſer Tage find manchmal an 
700 ⸗Ctr. unbefördert geblieben, darunter ſogar fri⸗ 
ſcher Hering. Es erwächſt unſeren Händlern dar⸗ 
aus großer Schaden und iſt dleſer Umſtand auch 
hemmend für das Geſchäft. Es ſind deshalb wie⸗ 
derholt Beſchwerden bei der Direktion in Stettin 
eingereicht, ohne daß Abhülfe erfolgte. Man beab⸗ 
ſichtigt deshalb hier, ſich nächſtens an das Reichs- 
eiſenbahnamt in Berlin zu wenden.“ Die in obi⸗ 
gem Berichte enthaltene Klage, daß in Berlin der 
Hering oft eben ſo billig verkauft wird, als er an 
der Küſte gekauft iſt, kann auch erhoben werden be⸗ 
züglich des Lachſes. Friſcher Lachs wurde in der 
vorigen Woche wegen koloſſaler Zufuhren billiger 
verkauft als in der Küſte näher gelegenen Städten, 
3. B. in Stettin. Und dabei wird aus Cöslin 
berichtet, daß in derſelben Woche an der hinterpom⸗ 
merſchen Küſte der Lachsfang in Folge der entge- 
gengeſetzten Windrichtung nur gering geweſen; auch 
wirkte, heißt es weiter, die fortwährend wechſelnde 
Temperatur ſo erheblich auf die Garnſiſcherei, daß 
die Fiſcher tagelang ohne Erfolg ſich abmühen muß⸗ 
ten; denn ſtatt der erſehnten Lachſe fanden ſie beim 
Aufholen des Garns nur einzelne Schollen und 
Dorſche vor. Endlich wird noch aus Wollin be- 
richtet: Unſere Zeeſener, welche bis zum 31. März 
mit leidlichem Erfolg den Stintfang betrieben haben, 
liegen jetzt, da fie mit dem Sßintnetz nicht länger 
ſiſchen dürfen, ſtill, weil das Fiſchen nach Aal mit 
dem 13. d. M. erſt erlaubt und andere Fiſcherel, 
die ihnen bis dahin geſtattet wäre, nicht lohnend 
iſt. Der Ertrag unſerer Tuckerſiſcherei iſt nicht 
nennenswerth. Friſcher Hering, welcher jetzt täglich 
in bedeutenden Maſſen kommt, wird das Wall mit 
50 Pfennigen verkauft. 

Vermiſchtes. 
— In Danzig hat dieſer Tage ein „run“, 


wie der amerikaniſche Ausdruck lantet, auf die dor⸗ 
Das Publikum, be⸗ 


tige Sparkaſſe ſtattgefunden. 
ſonders das aus den niederen Ständen, kam in 
Schaaren, ſeine kleinen Spareinlagen abzuholen. 
Es stellte ſich ſchließlich heraus, daß allerlei thörichte 
und völlig unbegründete Gerüchte über die Sicher⸗ 
heit der Sparkaſſe, die in Wirklichkeit glänzend 
ſituirt und über überaus große Baarbeſtände ver⸗ 
füg‘, in Umlauf geſetzt worden waren. Man iſt 
bemüht, dieſen Gerüchten ihrem Urſprunge nach auf 
den Grund zu gehen. Die Danziger Sparkaſſe hat 
ſchon früher derartige Anſtürme auszuhalten gehabt 
— aber es war der Aus bruch eines Krieges oder 
ein lokales Ereigniß von Bedeutung, das ſie ver⸗ 
anlaßt hatte. So ganz ohne Grund, lediglich we⸗ 
gen böswilliger Erfindung, iſt ein derartiger Sturm⸗ 
lauf auf ihre Kaſſen noch nicht gemacht worden. 
Alle Beamte waren mit Geldauszahlen beſchäftigt, 
ohne daß übrigens die geringſte Schwierigkeit wegen 
dieſes plötzlichen Anſturmes eingetreten wäre. 

— Die „Getreuen“ in Jever haben, obgleich 
die Kiebitzeier in dieſem Frühjahr ſpärlich find, die 
erwünſchte Zahl (101) doch bekommen und dem 
Reichskanzler Fürſten Bismarck als übliches Ge⸗ 
burtstagsgeſchenk am 4. April überſenden können. 
Der Sendung war folgende Widmung beigefügt: 

Ton teinten Mal bring my van-t Jahr 
Uns’ Glückwünſch to-n Geburtsdag dar, 
Lew lang! to Dütſchlands Heil und Segen, 
Behoͤd' Dy Gott up all Dyn Wegen! 

Jever, 1. April 1880. 

Die Getreuen. 


— — ¹— — 
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Wien 8. April. Guten: Vernehmen nad ers 1 
längere Zeit geſperrt war. Derſelbe ſcheint im In- folgt morgen die Unkerzeichnung der öſterreichiſch⸗ 4 
nern bereits jo verfault geweſen zu fein, daß er, ſerbiſchen Eiſenbahn⸗Konvention. 


Wien. 8. April. Die Verlängerung des 
auſtro⸗deutſchen Handelsvertrages bis Juni 1881 
iſt bereits abgeſchloſſen. Deutſchland drängte zum 
Abſchluß, um den Vertrag noch dem Reichstage 
vor Schluß vorlegen zu können. = 

Heute Vormittag fand hier die Para aphi⸗ 
rung der auſtro⸗ſerbiſchen Bahn⸗Konvention ſtatt, 
morgen erfolgt die wefinitiöe Unterzeichnung Schwe⸗ 
gels und Marics. Der Bahnbau muß binnen 3 
Jahren vollendet ſein. Der Anſchluß an die bul⸗ 


Aüſchluß der 


rtl. Das Verbleiben Bismarcks 


urſacht. 

Paris, 8. April. Die Sprache und die Hal⸗ 
tung der bonapartiſtiſchen Journale beſtätigen, daß 
die beim Erſcheinen des Schreibens des 
Napoleon vorhergeſehene Spaltung 85 den 
konſervativen und ven vorgejchritienen Bonapartiſten 
bereits eingetreten iſt. Die Journale „Ordre“ und 
„Eſtafette“ bringen ſehr lebhafte Erwiderungen auf 
den Artikel Granier's de Caſſagnat im „Pays“ 
und konſtatiren, daß zwiſchen dem Imperialismus 
Granier's de Caſſaznac und derjenigen Partei, de⸗ 
ren Haupt der Prinz Napoleon ſei, keinerlei Ge⸗ 
meinſamkeit beſtehe. 

London, 8. April. Bei den heutigen Parla- 
mentswahlen haben die Liberalen in den Grafſchaften 
Carmathen, Donegal und South-Leiceſter je einen 
Sitz gewonnen. 8 a 

London, 8. April. In der Grafſchaft Leitrim 
verloren die Homeruler einen Parlaments ſißz an die 
Konſervativen. 


Bulareſt, 8. April. Sitzung der Deputirten⸗ 
kammer. Bei der Berathung des Budgets für das 
Miniſterium des Auswärtigen interpellirte der De⸗ 
putirte Jonesco den Miniſter des Aus wärtigen, 
Borescu, über das Verhältniß Rumäniens zu den 
auswärtigen Mächten. Der Miniſter erwiderte, dle 
Beziehungen zu allen Mächten ſeien gute, den Be⸗ 
weis dafür liefere die Anerkennung der Unabhän⸗ 
gigkeit Rumäniens ſeitens aller Mächte und der 
Umſtand, daß in volkswirthſchaftlicher Beziehung 
neue Vereinbarungen abgeſchloſſen worden ſelen. 
Der Miniſter fügte hinzu, er glaube, eine wirklich 
rumäniſche Politik zu befolgen, wenn er es ſich an⸗ 
gelegen ſein laſſe, die guten Beziehungen zu allen 
Mächten aufrecht zu erhalten, ohne ſich zum Werk⸗ 
zeug einer einzelnen derſelben zu machen. Der Mi⸗ 
niſter zeigte ſchließlich die demnächſt bevorſtehende 
Veröffentlichung von diplomatiſchen Aktenſtücken mit 
dem Bemerken an, daß die Kammer ſich daraus 
überzeugen würde, daß das Kabinet beharrlich die 


fein, laſſe. Der mit England abgeſchloſſene Han⸗ 


delsvertrag wurde der Kammer heute vorgelegt 
etersburg, 8. April. In Smolens erfolgt 
die plötzliche Schließung der Druckerei Perepletſchl⸗ 


kow. Einer der Beſitzer wurde arretirt. Man 
vermuthet hier, daß das Ereigniß in engem Zu⸗ 
ſammenhange mit der zuletzt aufgehobenen Geheim⸗ 


druckerei ſtehe. 

Petersburg, 8. April. Die deutſch⸗ruſſſſche 
Korreſpondenz meldet: 

Heute berieth das Miniſter⸗Komitee, beſtehend 
aus dem Miniſter Walujeff, welcher den Vorſitz 
führte, dem Grafen Loris-Melikoff, Greigh, Makoff 
und Nabakoff ſowie den General-Gouverneuren von 
Warſchau, Moskau, Odeſſa, Klew und Charkow in 
einer beſonderen Sitzung die Feſtſtellung des gegen- 
ſeitigen Verhältniſſes zwiſchen dem Diktator Grafen 
Loris-Melikoff, den Miniſtern, ſowie den General- 
Gouverneuren. Die Hauptbeſchlüſſe ſind: die Adels⸗ 
verſammlungen, Semſtwos und Stadlverwaltungen 
ſollen nur del Fragen, welche die Auftechterhaltung 
der Öffentlichen Ruhe betreffen, durch den betreffen 
den Generalgouverneur mit dem betreffenden Mi⸗ 
niſterium korreſpondiren. Falls die Miniſter und 
der Generalgouverneur nicht einig fein ſollten, ent⸗ 
ſcheidet das Miniſter⸗Komitee. Der General ⸗Gou⸗ 


verneur miſcht ſich nur in den wichtigſten Fällen in 


die laufenden Geſchäfte. Falls eine Behörde, Ber ⸗ 
ſammlung oder Inſtitutlon rechtswidrig handelt, 
nimmt der General- Gouverneur die betreffenden 
Maßregeln vor. Der General-Gouverneur theilt 
dem Grafen Loris-Melikoff ſowie dem Miniſter Ma 
koff die Namen aller adminiſtrottv deportirten Per⸗ 
ſonen mit. Ohne deren Bewilligung können bie 
Deportirten nicht zurückkehren. — Acht aus Irkutsk 
geflüchtete politiſche Verbrecher ſind wieder eiuge⸗ 
fangen. } r N 

Wir erfahren, daß der Prozeß Weymars 
am 14. April erfolgen ſoll. Zum Vertheidlger 
if Lubineff, der frühere Vertheidiger Dubrowins, 
ernannt a1 


Todes⸗Anzeigen. 


Frl. Thekla Wasserfuhr 


iſt zu Frankfurt a/ M. verftorben. 

Die Beerdigung findet morgen, Sonnabend, 
den 10. Vormittags 11 Uhr, vom Stettiner 
Bahnhofe aus nach dem alten Kirchhefe ſtatt. 


— 


Statt jeder beſonderen Meldung. 
Geſtern Abend um 2/,8 Uhr ſtarb nach langen Leiden 
meine inniggeliebte 2 und unſere gute Tante 


Fräulein Wilhelmine Rerekfelnt im 76. 
Lebensjahre. 

Die Beerdigung findet Montag, Nachmittags um 
2 Uhr, vom Trauerhauſe, Fort Preußen Nr. 11, 
aus ſtatt. 8 

Fort Preußen, den 9. April 1880. 


Die Hintrrbliebenen. 


| 


) 


Vertheidigung der Landesintereſſen ſich angelegm 
N 


* 


im Amte hat hier die aufrichtigſte Freude ver⸗ 


* 


es: 


